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J ustizobersekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

der Firma Elektrizitäts-Aktiengesellschaft in
Kätingens vertreten durch ihre Vorstandsmitglieder Direk­
tor Max Sp®straße und Direktor
Erwin in SpBstraße

Beklagten und Revisionsklägerin9
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr<>

gegen
den Helfer in SteuerSachen Werner G 
Am

in R( 5

- Prozeßbevollmächtigter:
Kläger und Revisionsbeklagter9 
Rechtsanwalt Dr<

hot der VIIIo Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 2k* Juni 196b unter Mitwirkung des Se­
nat spräsidenten DroHaidinger und der Bundesrichter Artl9 
Dr0 Dorschei5 Dr„ Mezger und Dr« Messner 
für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Io» Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Düssel­
dorf vom 1*+. Juni 1963 aufgehobene

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung9 auch über die Kosten der Revision5 an 
das Berufungsgericht zurückverwieseno

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Im Jahre 1952 erv/arb der Kläger einen Bauplatz in 
Im März oder April 195^ trat er an die Beklagte mit der Anre- 
gung heran9 ihm für seinen beabsichtigten Hausbau sogenannte 
7c~Golder für werksgeförderte Wohnungen zur Verfügung zu stel­
len« Je qm Wohnflache forderte er je nach Lage der Wohnung 
eine Miete von 1,15 - 1,33 DM« Dieses Angebot lehnte die Be­
klagte ab; sie wollte nur einen Betrag von 1,11 - 1,12 DM je 
qm zugestehen, weil sie zu diesen Mietsätzen anderweit ausrei­
chend Wohnraum für ihre Gefolgschaftsmitglieder erhalten könne«, 
Nach einigen Monaten erklärte sich der Kläger mit den ihm von 
der Beklagten genannten Mietsätzen einverstandene Am 3° Dezem­
ber 195*+ schlossen die Parteien einen Werkförderungsvertrag« 
Danach gewährte die Beklagte dem Kläger zur Errichtung von 
sechs Wohnungen in seinem Neubau ein 7c-Darlehen in Höhe von 
31 ooo DM, das zinslos und in vierteljährlichen Teilen von 
39o DM zu tilgen und hinter 97 ooo DM Vorbelastungen hypothe­
karisch zu sichern war« Dafür erhielt sie für die sechs Woh­
nungen ein durch eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit ge­
sichertes Wohnungsbesetzungsrecht zugunsten ihrer Belegschafts­
mitglieder auf die Dauer von mindestens 15 Jahren, längstens 
bis zur Darlehenszurückzahlungo Als Mieten wurden für die drei 
Wohnungen im Erdgeschoß je l,o8 DM und für die drei Wohnungen 
im ersten Obergeschoß je 1,15 DM je qm Wohnfläche festgelegt«

Unter II 11 des Vertrages heißt es:

"Der Mietzins darf den oben angegebenen Betrag nicht über- 
steigen«, Zukünftige behördliche oder gesetzliche Aufschlä­
ge sind hierin nicht einbegriffen«,"
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Unter Hinweis auf diesen Vertrag schloß der Kläger mit 
sechs Werksangehörigen der Beklagten ab 1« Juli 1955 Miet­
verträge ab und überließ ihnen die Wohnungen zu den vorgese­
henen Mietsätzeno Von der Mehrzahl der ihm benannten Mieter 
erhielt der Kläger weitere zinslose Lastenausgleichsdarlehen 
von insgesamt 22 8oo DM»

Nach dem Inkrafttreten des 1. Bundesmietengesetzes versuch­
te der Kläger9 erstmalig mit Schreiben vom 260 Oktober 19553 
eine Erhöhung der Miete auf die Kostenmiete als die proisrecht 
lieh zulässige Miete (gestützt auf die §§ 22, 18 ff 1 » BMG) 
zu erreichen» Laufende Verhandlungen des Klägers mit der Be­
klagten blieben ergebnislos»

Im April i960 erhob der Kläger gegen die Beklagte Klage 
auf Feststellung9 daß er berechtigt sei9 von den sechs Werks­
angehörigen Mietern der Beklagten in seinem Hause die jeden 
einzelnen Mieter treffende Kostenmiete nach Maßgabe des § 18 
1 » BMG zu fordern» Das Landgericht wies die Klage als unzu­
lässig ab (Urteil vom 3 0 • Juni 1 9 6 0)» Dieses Urteil wurde vom 
Berufungsgericht - unter Bejahung des Feststellungsinteresses 
aufgehoben und die Sache zur anderweiten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Landgericht zurückverwiesen (Urteil vom 
l8 » November i9 6 0)» Inzwischen hatte der Kläger sowohl den 
einzelnen Mietern als auch der Beklagten eine Wirtschaftlich­
keit sberechnung nach der zweiten BerechnungsverOrdnung mit 
Schreiben vom 1*+» September i960 zugesandt» Darin war die 
Kostenmiete für die Erdgeschoßvohnungen mit 1,95 DM und für 
die Wohnungen im ersten Obergeschoß mit 2517 DM je qm Miet­
fläche errechnet»

Entsprechend stellte er den Antrag9
festzustellen9 daß die Beklagte verpflichtet sei, ihm 

zu gestatten, vom 1» Oktober i960 an für die in seinem Hause
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an sechs namentlich bezeichnete Werksangehörige der Beklagten 
vermietete Wohnungen statt der im Vertrage vom 3° Dezember 195*** 
bezifferten Mietsätze (l,o8 und 1315 DM je qm) die nach Maßga­
be des § 18 L  ÖMG errechneten Kostenmieten in der aufgrund ge­
richtlichen Sachverständigengutachtens zu bestimmenden Höhe;, 
mindestens aber in folgender Höhe zu verlangen (es folgt die 
Angabe der Mietflächen der sechs Wohnungen’und der daraus er-
rechnete Mietzins nach den Sätzen von 1395 und 2317 DM je qm) 3

«

hilfsweise festzustellen3 daß er der Beklagten gegenüber an die 
in dem genannten Vertrage mit 13o8 und 1315 DM je qm beziffer­
ten Mietsätze vom h  Oktober i960 ab nicht mehr gebunden«, son­
dern von diesem Zeitpunkt an berechtigt ist«, für die betref­
fenden Wohnungen die nach Maßgabe des § 18 h  BMG errechnete 
und geforderte Kostenmiete in der den einzelnen Mieter tref­
fenden Höhe zu beanspruchen0

Das Landgericht wies die Klage als unbegründet ab* Das Be­
rufungsgericht änderte das landgerichtliche Urteil dahin ab:

"Es wird festgestellt«, daß die Beklagte verpflichtet 
ist«, dem Kläger zu gestatten«, vom lo Oktober i960 an 
für die im Hause 000 den Werksangehörigen der
Beklagten vermieteten Wohnungen anstelle der im notariel­
len Vertrag vom 3° Dezember 195*+ °oo mit 1 3c8 EM je qm 
bzw<, 1315 DM bezifferten Mietsätze die nach § 18 1« BMG 
errechneten Kostenmieten in der den einzelnen Mieter 
treffenden Höhe zuverlangeno Die weitere Entscheidung 
über die Berufung und der Kostenausspruch ist dem Schluß­
urteil vorbehalten0"

Mit ihrer Revision«, deren Zurückweisung der Kläger beantragt«, 
erstrebt die Beklagte Wiederherstellung des landgerichtlichen 
Urteils»



- 5 -

Entscheidungsgründe:

Io Gegen die verfahrensrechtliche Zulässigkeit der vom Be­
rufungsgericht getroffenen Feststellung bestehen unabhängig 
von der vom Berufungsgericht gewählten Bezeichnung seines Ur­
teils keine Bedenken (RGZ 93g 15*0»

IIo Das Berufungsgericht geht rechtlich bedenkenfrei davon 
aus, daß sich der Kläger als Vermieter, der mit einem Unter­
nehmer einen sog» Werkförderungsvertrag abgeschlossen hot, von 
den darin vereinbarten Mieten unter den gleichen Voraussetzun­
gen lösen darf, unter denen er nach §§ 18 ff h  BMG gegenüber 
seinen Mietern eine Mieterhöhung verlangen kann« Daß die Fest­
stellungsklage als solche zulässig ist, ist vom Berufungsge­
richt rechtskräftig entschieden» Es entspricht dies auch der 
Rechtsprechung des erkennenden Senats» Wie dieser ebenfalls 
bereits entschieden hat, braucht die vom Kläger beabsichtigte 
MietZinsanhebung auch nicht grundsätzlich daran zu scheitern, 
daß er die Mietzinsvereinbarung erst nach dem 1» August 19539  
dc-m Inkrafttreten der Neufassung des 1» Wohnungsbaugesetzes, 
getroffen hat und deshalb von vornherein rechtlich nicht ge­
hindert gewesen wäre, eine die Kosten deckende oder sie so­
gar überschreitende Miete zu vereinbaren (Urteile des er­
kennenden Senats vom 2» Juli 1957 - VIII ZR 322/56 = NJW 
1957, l*+36 ~ WM 1957, 1223; BGHZ 31, 63; vom 2o» Oktober 
1959 - VIII ZR 28/59 - = NJW i9 6 0, 386 = WM i9 6 0, 11*+)o Der 
Senat hält an der in diesen Urteilen vertretenen Auffassung 
auch gegenüber den von Henseler in MDR 196*f, 38** neuerdings 
erhobenen Bedenken fest»
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lm Streit ist nur noch eine Mieterhöhung ab L  Oktober I9600  
Zu diesem Zeitpunkt wirksame Erhöhungserklärungen hat der Klä­
ger unstreitig sowohl der Beklagten als auch den einzelnen Mie­
tern gegenüber abgegeben, so daß insoweit keine Bedenken be­
stehen (vglo Henseler aaO So 386)0 Das Berufungsgericht geht 
davon aus, eine Erhöhung der Miete sei für den Fall ihrer 
preisrechtlichen Zulässigkeit weder durch ausdrückliche Ver­
einbarung ausgeschlossen, noch ergebe sich der Ausschluß aus 
den Umständen. Die Beklagte und ihre Werksangehörigen könnten 
sich deshalb dem Kläger gegenüber nicht auf § 19 Abs» 1 1•BMG 
berufene Dem Kläger stünde danach ab 10 Oktober i960 uneinge- 
schränkt das Recht auf eine Anhebung der vereinbarten Miete 
auf die volle Kostenmiete nach § 18 lo BMG zu«

Ille Die Revision greift die Ausführungen des Berufungsge- 
riehts in vollem Umfange an«

lo Unbegründet sind ihre Rügen, soweit sie ausführt, das 
Berufungsgericht habe unter Verletzung des § 15l BGB keine 
"Auslegung" des Vertrages vom 3 » Dezember 195*+ im Hinblick 
auf die umstrittene Bestimmung unter II 11 vorgenommen, son­
dern sich auf eine unzulässige "BeweislastentScheidung" zu­
rückgezogen und sich nur auf die "mangelnde Eindeutigkeit" 
der Klausel berufen0

a) Das Berufungsgericht vertritt die Auffassung, ein aus­
drücklicher Ausschluß des Mieterhöhungsrechts könne, wenn 
überhaupt, nur mit den Sätzen in II 11 des Vertrages erfolgt 
sein: "Der Mietzins darf den oben angegebenen Betrag nicht 
Übersteigeno Zukünftige behördliche und gesetzliche Aufschlä­
ge sind hierin nicht einbegriffen»" Es lehnt zwar die Mei­
nung des Klägers ab, es handele sich um eine sog» Gleitklau­
sel » Dem Wortlaut der Klausel entnimmt es aber im Hinblick 
auf ihren zweiten Satz auch keinen Ausschluß der Mieterhö-



hungi Nicht rechtsirrig ist es, wenn es zur Stützung seiner 
Auffassung auf die Schreiben der Beklagten vom lb* November 
1955 und 25» Juni 1957 verweist, die es dahin auslegt, der 
Kläger habe auch spätere gesetzliche Zuschläge zur Stammiete 
fordern könneno Daraus ergibt sich als seine Rechtsmeinung, 
es könne im Ergebnis keinen Unterschied machen, ob der Ge­
setzgeber einen Vermieter unter Aufhebung oder Einschränkung 
des Grundsatzes "pacta sunt servanda" ermächtige, einseitig 
gegen den Willen seiner Mieter "fest vereinbarte Mietsätze" 
um bestimmte Prozentsätze "anzuheben" oder diese Miete auf 
die sogenannte Kostenmiete "umzustellen"» Das ist nicht 
rechtsirrig; denn beides kommt letzten Endes auf eine all­
gemeine gesetzliche Mieterhöhung hinaus»

b) Seine weiteren Ausführungen: "Danach ist nicht sicher 
auszuschließen, daß jedenfalls höchstens die Kostenmiete als 
preisrechtlich zulässig statthaft sein sollte", beziehen sich 
auf das Ergebnis der Beweisaufnahme» Das Berufungsgericht hat 
den früheren Angestellten ^er Beklagten, der die Ver­
trag sverhandlungen geführt hatte, als Zeugen gemäß Beweis­
beschluß vom 27o Juni 1962 darüber vernommen, wie er dem Klä­
ger die hier streitige Bestimmung damals gedeutet und ob die­
ser sich mit der damaligen Auslegung der Klausel durch den 
Zeugen einverstanden erklärt hat» Damit hat es der Recht­
sprechung des Bundesgerichtshofes Rechnung getragen, daß, 
solange sich der wirkliche übereinstimmende Wille der Parteien 
durch eine Beweisaufnahme ermitteln läßt, für eine (freie) 
Auslegung kein Raum ist (Urt« vom l*+o März 1956 - VI ZR 
336/5*+ " LM BGB § 157 Gf Nr« 2 ; Urteile des erkennenden Se­
nats vom 11» Juli 1958 - VIII ZR 116/57 S» 9 und vom 13» Ok­
tober 1958 - VIII ZR 52/59 So 8 )0 Es liegt im Rahmen der tat- 
richterlichen Würdigung des Berufungsgerichts, wenn es der 
Aussage des Zeugen nicht entnommen hat, es lasse sich
ein übereinstimmender Wille der Parteien dahin feststellen.
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künftige Mieterhöhungen, wie sie § 18 L  BMG durch Anhebung 
einer fest vereinbarten Miete mittels einseitiger Erklärung 
auf die Kostenmiete zulasse, sollten ausdrücklich ausgeschlos­
sen seine

2o a) Die Revision meint weiter, die Auslegung des Beru­
fungsgerichts, ein gesetzlicher Aufschlag könne auch die ge­
setzlich zulässige Angleichung an die Kostenmiete sein, sei 
mit dem Wortlaut der streitigen Klausel "schlechthin unver­
einbar"; denn ein gesetzlicher "Aufschlag" zu einem bestimm­
ten Quadratmetermietbetrag könne nur eine (genau) bestimmte 
Erhöhung des Quadratmeterpreises, nicht aber eine völlig 
neu berechnete Miete sein» Sie ist ferner der Auffassung, 
es sei vom Berufungsgericht verkannt, daß der Vertrag nur 
von "zukünftigen" gesetzlichen Aufschlägen spricht» Es sei 
aber schon gemäß § *+5 EV/oBG möglich gewesen, die Kostemaie- 
to zu vereinbaren, die Vorschriften des L  BMG hätten danach 
keinerlei neue Rechtslage geschaffen» Außerdem vervreist die 
Revision auf den Wortlaut des § 1 VOPR Nr» 72/52 über einen 
MietZuschlag bei Wohnraum des Althausbesitzes vom 27° Septem­
ber 1952 (BGBl I 6*+8) und des § 3°a EWoBG i»d»F» des Gesetzes 
über den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft und über ein so­
ziales Miet- und Wohnrecht vom 23° Juni i960 (BGBl I 3 8 9 )3  
in denen von bestimmten Zuschlägen gesprochen ist»

b) Auch unter Berücksichtigung dieser Ausführungen und 
der genannten gesetzlichen Bestimmungen ist die Auslegung 
des Berufungsgerichts jedenfalls nicht unmöglich»

Die VO PR Nr» 72/52 betrifft Althausbesitz und der § 3°a 
KWoöG öffentlich geförderte Mietwohnungen, um die es sich 
hier nicht handelt» Außerdem beachtet die Revision nicht 
hinreichend, daß es nicht darauf ankommt, ob durch die Klau­
sel die Angleichung an die Kostenmiete (ausdrücklich) ge­
stattet werden sollte, sondern daß es sich darum handelt.
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ob durch diese Klausel eine künftig möglich werdende Mieter­
höhung auf die Kostenmiete vertraglich ausdrücklich ausge­
schlossen werden sollte0 Das ist vom Berufungsgericht rechts­
irrtunisfrei verneint worden« Dabei ist wegen der Frage, ob 
dem Verlangen nach Mieterhöhung für steuerbegünstigten V/ohn- 
raum von vornherein der Umstand entgegensteht, daß die Miet­
zinsvereinbarung erst nach dem Inkrafttreten der Neufassung 
des lo Wohnungsbaugesetzes (h August 1953) getroffen worden 
ist5 auf die schon erwähnte Entscheidung des erkennenden Se­
nats BGH2 31? 63 zu verweisen« Dort wurde diese Frage für 
einen ähnlich gelagerten Fall bereits verneint«

3« Das Berufungsgericht hat jedoch seine Auffassung, auch 
den Umständen sei kein vereinbarter Ausschluß der Mieterhöhung 
zu entnehmen, nicht rechtsirrtumsfrei begründet«

a) Es sieht solche Umstände ‘'angesichts der auch von der 
Beklagten nicht bestrittenen mangelnden Rentabilität” des 
Hausgrundstücks insbesondere nicht in der Hingabe und der Un- 
Verzinslichkeit des verhältnismäßig hohen Darlehens, den 
Steuervorteilen (des Klägers) nach § 7^ EStG, der langen 
Dauer der Tilgungszeit und den Vergünstigungen infolge der 
Zuführung von Mietern mit Lastenausgleichsberechtigung« Es 
erwägt dabei, der Kläger habe bei Vertragsabschluß von der 
Vereinbarung einer höheren, preisrechtlich zulässigen Miete 
Abstand nehmen müssen, weil die Beklagte eine höhere Miete 
nicht habe einräumen wollen und der Kläger sich der Erwartung 
hingegeben habe, daß er nach Zuschußzahlungen während der fünf­
zehnjährigen Laufzeit des Vertrages eine Altersversorgung aus 
dem Hause beziehen werde« Sein Einverständnis zu der geringen 
Miete habe er nur notgedrungen abgegeben, weil die Ausschach­
tungsarbeiten schon begonnen waren und er vorher ergebnislos 
versucht habe, anderweit Werkförderungsdarlehen günstiger zu 
erhalten« Bei der gegebenen Sachlage hätte sich der Kläger
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nach Meinung des Berufungsgerichts nicht auf die ihm von der 
Beklagten angebotenen Vertragsbestimmungen eingelassen.; wenn 
er die Regelung im h  BMG vorausgesehen hätte« Dabei wertet 
das Berufungsgericht zugunsten des Klägers9 daß der langen 
Dauer des Werkförderungsvertrages und der zinslosen Hingabe 
des Darlehens besondere Vorteile der Beklagten gegenüberstän­
den'. Als solche erwähnt es: die Einräumung einer Sicherungs­
hypothek und einer Grunddienstbarkeit; ihr Weitgehendes Mit­
bestimmung srecht bei baulichen Veränderungen und bei der Aus­
wahl der Mieter sowie ihre Vergünstigungen nach § 7c EStG»

b) Hierbei hat das Berufungsgericht zwar "die mangelnde
Rentabilität des Grundstücks" erwähnt (BU 13)» Damit meint aberes/ersichtlich nur; die vereinbarte Miete unterschreite die 
(jetzige) Kostenmieteo Das ist jedoch von vornherein Vor­
aussetzung für die Anwendung der §§ 223 18 loBMG» Es bleibt 
daneben immer gesondert zu prüfen; ob trotz fehlender Renta­
bilität nicht doch die Befugnis; die Miete zu erhöhen; den 
Umständen nach ausgeschlossen sein sollte» Als Umstände er­
wähnt das Berufungsgericht im Ergebnis nur solche; die jedem 
Werkförderungsvertrag zu eigen sind: zinsloses oder auch 
zinsverbilligtes Darlehen; Besetzungsrecht; Auswahl der Mie­
ter aus dem Kreis der Arbeitnehmer des Werkforderers5 Sicher­
stellung dieses Hechtes durch eine Grunddienstbarkeit und des 
Darlehens durch eine Hypothek (hier nach 97 000 DM Vorbelastung)«» 
Auch die beiderseitigen Steuervorteile des Klägers nach§7b 
und der Beklagten nach§7c EStG gleichen sich im Endergebnis 
aus; mögen die der Beklagten vielleicht auch, (prozentual) 
höher sein» Die Revision rügt hier mit Hecht; daß das Beru­
fungsgericht auf die besonderen Umstände des Einzelfalles 
nicht eingegangen ist und vor allem eine Abwägung der wirt­
schaftlichen Folgen nicht vorgenommen hat» Nach der Recht­
sprechung des erkennenden Senats bedarf es bei der Prüfung; 
ob sich ein Ausschluß des Rechts auf Mieterhöhung aus den
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Umständen ergibt, in der Regel zur Fest Stellung, in welchem 
Maße der Vermieter durch den Verlust des Rechts betroffen wür­
de;, eines Vergleichs der für die Errechnung der Vertragsmiete 
maßgebenden Unterlagen mit der der Kostenmiete zugrunde liegen­
den Wirtschaftlichkeitsberechnung (Urteil vom 2o» Oktober 1959 
- VIII ZR 28/59 ~ NJW 19605 386)0 Dazu hat das Berufungsgericht 
nichts festgestellto Es hat ferner nicht beachtet, daß nach 
§ 19 Abs» 1 loBMG das Recht des Vermieters aus § 18 ln BMG 
auch teilweise ("insoweit’*) entfallen kann» Dazu hat der er­
kennende Senat (UrtoVo 2 0 o Oktober 1959 - VIII ZR 28/59 - 
NJW 19605 386 = WM 19603 11*+) ausgeführt: Hat ein Vermieter, 
um billiges Baugeld zu erhalten, etwa bewußt auf die Verzin­
sung seines Eigenkapitals ganz oder teilweise verzichtet, so 
kann das im Einzelfall ein Beweisanzeichen dafür sein, daß 
die Parteien, wenn sie die in Frage stehenden Vorschriften 
des späteren Bundesmietengesetzes in Betracht gezogen hätten, 
übereingekommen wären, dem Vermieter solle mindestens insoweit 
die Berufung auf ein Recht zur Mietzinserhöhung versagt blei­
ben, als eine solche Erhöhung zur Deckung der Verzinsung des 
Eigenkapitals dient» Die Revision verweist hierzu mit Recht 
darauf, daß in der Kostenmiete nach der Wirtschaftlichkeits­
berechnung eine sechsprozentige Verzinsung der Eigenleistung 
des Klägers in Höhe von 3 8^3 DM und außerdem noch ein Betrag 
in Höhe von *f5o DM jährlich an Verwaltungskosten enthalten ist, 
wobei der Kläger nicht dargetan hat, daß ihm solche Kosten in 
dieser Höhe tatsächlich entstanden» Außerdem könnte von Be­
deutung sein, daß der Kläger, der unstreitig den Bauplatz 
im Jahre 1952 billig erworben hat, jetzt diesen in der Wirt­
schaftlichkeit sberechnun g mit 2o DM je qm = insgesamt mit 
l6 8*+o DM bewertet und diesen Betrag, ein Mehrfaches des Er­
werbspreises, ersichtlich als verzinsliche Eigenleistung zu­
grunde legt» Schließlich beruft sich die Revision in diesem Zu­
sammenhang auch auf die Feststellung des Berufungsgerichts, der 
Kläger selbst habe mit "Zuschußzahlungen" während der 15-jährigen 
Laufzeit des Werkföraerungsvertrsges gerechnet, um dann nach
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deren Abi,'auf (aus freier Vermietung) eine Altersversorgung zu 
haben« Das könnte möglicherweise den Schluß rechtfertigen, es 
habe dem Willen der Parteien entsprochen, solange sich diese 
''Zuschüsse“ des Klägers noch in tragbaren Grenzen hielten, habe 
eine Mieterhöhung ganz oder teilweise stillschweigend ausge­
schlossen werden sollen« Hinzu kommt folgendes: Der erkennen­
de Senat hat zwar in seinem Urteil vom 2o„ Oktober 1959 (BGHZ 
3.1, 6 3) ausgesprochen, dem Verlangen nach einer Mieterhöhung 
für steuerbegünstigten Wohnraum stehe nicht grundsätzlich der 
Umstand entgegen, daß die Mietzinsvereinbarung erst nach dem 
lo August 1953 (Inkrafttreten der Neufassung des Ersten Woh­
nungsbaugesetzes) getroffen v/orden ist« In diesem Urteil hat 
der erkennende Senat aber gleichzeitig ausgeführt, aus dem Um­
stand, daß die Parteien eine geringere als die Kostenmiete 
vereinbart haben, lasse sich ein Beweisanzeichen dafür herlei­
ten, daß eine Anhebung der vereinbarten Miete auf die Kosten- 
miete nach dem Parteiwillen habe ausgeschlossen sein sollen« 
Dabei wird gegebenenfalls auch zu prüfen sein, ob nicht wenig­
stens eine volle Anhebung ausgeschlossen sein sollte, damit 
dem Vertragsgegner auf jeden Fall der Vorteil einer unter 
der Kostenmiete liegenden Mietzinsvereinbarung insoweit er­
halten bleiben sollte«

*+« d) Schon nach den bisherigen Ausführungen kann das Be­
rufungsurteil nicht aufrechterhalten werden, weil sich nicht 
ausschließen läßt, daß das Berufungsgericht bei Berücksichti­
gung der Gesamtumstände und nach näherer Aufklärung des Sach­
verhalts in den erwähnten Richtungen zu der Feststellung ge­
langt wäre, die Mieterhöhung sei ganz oder teilweise still­
schweigend ausgeschlossen« Diese Frage kann das Revisionsge­
richt nicht selbst entscheiden, weil es dazu einer weiteren 
tatsächlichen Würdigung nach näherer Aufklärung des Sachver­
halts bedarfc Da das Urteil ohnehin der Aufhebung unterliegt, 
bedarf es keines Eingehens auf die weiteren Rügen der Revision«

■
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Der Beklagten kann es vielmehr überlassen bleiben-, ihr Vor­
bringen dazu in der neuen Verhandlung vor dem Berufungsge­
richt zu wiederholen und notfalls zu ergänzen.

IVo Die Kostenentscheidung für das Revisionsverfahren war 
dem Berufungsgericht zu überlassen, weil sie von der Entschei­
dung in der Sache selbst abhängt•

Dr« Haidinger Artl Dr* Dorsche!

Dr0 Mezger BR Dr» Messner ist erkrankt
und verhindert zu unter­schreiben*

Dr* Haidinger
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